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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

18.04.2019 

Geschäftszahl 

Ra 2019/14/0138 

Betreff 

 

Der Verwaltungsgerichtshof hat über den Antrag des C, geboren 1988, vertreten durch Mag. Philipp 
Tschernitz, Rechtsanwalt in 9020 Klagenfurt, Glasergasse 2/I, der gegen das Erkenntnis des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 31. Jänner 2019, Zl. I409 1309578-5/54E, betreffend eine Angelegenheit nach 
dem AsylG 2005, erhobenen Revision die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, den Beschluss gefasst: 

Spruch 

Gemäß § 30 Abs. 2 VwGG wird dem Antrag nicht stattgegeben. 

Begründung 

1     Mit der angefochtenen Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts wurde der Beschwerde des 
Revisionswerbers gegen die Abweisung seines Antrages auf internationalen Schutz nach dem AsylG 2005 keine 
Folge gegeben und im Übrigen das Verfahren zur Prüfung der Zulässigkeit einer Rückkehrentscheidung gemäß 
§ 75 Abs. 20 AsylG 2005 an das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl (BFA) zurückverwiesen. Die Revision 
wurde vom Bundesverwaltungsgericht nicht zugelassen. 2     Gegen diese Entscheidung wurde die 
außerordentliche Revision beim Bundesverwaltungsgericht eingebracht und unter einem der Antrag gestellt, der 
Revision die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen. 

3     Gemäß § 30 Abs. 2 VwGG hat der Verwaltungsgerichtshof auf Antrag des Revisionswerbers einer Revision 
die aufschiebende Wirkung mit Beschluss zuzuerkennen, wenn dem nicht zwingende öffentliche Interessen 
entgegenstehen und nach Abwägung der berührten öffentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien mit 
dem Vollzug des angefochtenen Erkenntnisses oder mit der Ausübung der durch das angefochtene Erkenntnis 
eingeräumten Berechtigung für den Revisionswerber ein unverhältnismäßiger Nachteil verbunden wäre. 

4     Der Revisionswerber begründet seinen Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung damit, dass 
die unmittelbare Abschiebung eine lebensbedrohliche Gefahr für ihn darstellen würde. 

5     Mit diesen Ausführungen legt die Revision einen mit dem Vollzug der angefochtenen Entscheidung 
verbundenen unverhältnismäßigen Nachteil nicht dar, wurde dem Revisionswerber doch mit dieser zwar weder 
der Status eines Asylberechtigten noch der Status eines subsidiär Schutzberechtigten zuerkannt, jedoch im 
Übrigen das Verfahren zur Prüfung der Zulässigkeit einer Rückkehrentscheidung gemäß § 75 Abs. 20 
AsylG 2005 an das BFA zurückverwiesen. Eine Rückkehrentscheidung wurde demgemäß nicht erlassen. Eine 
allfällige zukünftige Rückkehrentscheidung ist nicht Verfahrensgegenstand. Die mit der gegenständlichen 
Revision angefochtene Entscheidung stellt sohin keinen Titel für die Durchführung einer Abschiebung dar 
(vgl. VwGH 9.1.2018, Ra 2017/18/0386, mwN). 

6     Dem Antrag war daher nicht stattzugeben. 

Wien, am 18. April 2019 
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